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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Roger Golay (mcg, GE) verlangte vom Bundesrat einen departementslbergreifenden
Bericht, in dem aufgezeigt werden soll, wie Schweizer Unternehmen geférdert werden
konnten. Im Fokus sollen dabei Unternehmen stehen, die «aufgrund der besonderen
Natur ihrer Technologie oder ihrer Tatigkeit fir den wirtschaftlichen Fortschritt und fir
die nationale Sicherheit wesentlich» seien. Und es war die «sicherheitsrelevante
Technologie- und Industriebasis», wie sie in der RuUstungspolitik der Regierung
vorgesehen war, die den Postulanten umtrieb. Es sollte daraufhin gearbeitet werden,
dass einem Abwandern von Wissen und Produkten ins Ausland entgegengetreten
werden kann, so die Forderung. Die Entwicklung und spéater auch die Anwendung von
neuen Technologien in der Schweiz sei anzustreben, denn Innovation und Sicherheit,
seien ein Tandem, das fiir den Wohlstand und die Unabhéngigkeit der Schweiz
entscheidend ist. Mit Empfehlung auf Annahme des Postulats durch den Bundesrat
gelangte der Vorstoss im Sommer 2017 in den Nationalrat, wo keine Opposition
auszumachen war. Diskussionslos wurde das von 46 Nationalratinnen und Nationalraten
aller Parteien mitunterzeichnete Postulat angenommen. '

Militareinsatze

Die Beteiligung der Schweiz an der KFOR wurde auch vom Nationalrat weiterhin
gutgeheissen. Die Debatte war jedoch in der Volkskammer umfassend und das Thema
umstritten. Zwei Rlckweisungsantrége standen zu Beginn der Verhandlungen im Raum.
Wahrend die Mehrheit der SiK-NR Eintreten beantragte, gab es zwei Minderheiten mit
anderen Absichten. Eine Minderheit | Mazzone (gp, GE) beantragte Riickweisung an den
Bundesrat mit dem Auftrag, eine neue Vorlage zu unterbreiten, die einen kompletten
Ruckzug aus dem Kosovo bis Ende 2020 vorsah. Frei werdende Mittel sollten daraufhin
dem EDA zugeflUhrt werden, das seinerseits diverse Entwicklungshilfe-Projekte im
Kosovo anstossen solle. Diesem linken Antrag stand einer von rechter Seite um Roger
Golay (mcg, GE) gegenlber. Diese Minderheit Il wollte den Einsatz ebenfalls per Ende
2020 beenden, jedoch ohne eine Nachfolgelésung zu fordern.

Fur die SiK-NR sprach Rosmarie Quadranti (bdp, ZH) und betonte, dass sich sowohl die
Finanz- als auch die aussenpolitische Kommission flr die Verlangerung ausgesprochen
hatten und sich eine Delegation der sicherheitspolitischen Kommissionen vor Ort einen
Eindruck dazu hatte machen kénnen, wie sich die Situation darstellte. Sie hielt jedoch
auch fest, dass ihre Kommission grundséatzlich der Meinung war, der Kosovo-Einsatz sei
zu beenden. Einen Zeitpunkt dafur festzulegen, sei jedoch verfriht. Dazu bedurfe es
einer stabilen Lage in der Region und man wolle sich offen halten, bei einer spateren
erneuten Verlangerung dartber zu debattieren. Die Beendigung per Ende 2020 sei also
ein falsches Signal.

Lisa Mazzone (gp, GE) flihrte namens der Grlnen-Fraktion im Rat aus, dass der Einsatz
der Schweiz im Kosovo wichtig sei, zumal die beiden Lénder eine starke Verbindung
hatten, nicht zuletzt weil die Schweiz als eine der ersten Nationen den Kosovo als Staat
anerkannt hatte. Man miusse, so die Genferin, sich jedoch fragen, wie die weitere
Prasenz der Schweiz aussehen solle; und die Antwort darauf lag in ihren Augen in einem
zivilen Engagement und nicht (mehr) in einem militarischen. Ohnehin seien die Griinen
strikt gegen Auslandeinsatze der Armee. Des Weiteren sahen die Grinen auch Probleme
im Schweizer Armeeeinsatz, weil der Kosovo von der EU und von der NATO, welche die
KFOR koordiniert, nicht als Staat anerkannt werde. Dies wiederum kreiere strukturelle
Unsicherheiten in der Zusammenarbeit mit den zwei genannten Akteuren. Mit dieser
Begrindung warb sie fur ihren Minderheitsantrag. Der zweite Minderheitsantrag Golay
(mcg, GE) wurde vorwiegend mit der verbesserten Gesamtlage im Kosovo begrindet.
Zahlreiche (ehemals) beteiligte Armeen wirden ihre Kontingente zunehmend abbauen
oder seien bereits abgezogen worden. Ferner standen auch die Ausgaben flr den
Einsatz im Fokus, die man mit der Beendigung des Einsatzes bis 2020 eindammen
kénne. Golay liess es sich nicht nehmen, die von Stdnderat Minder (parteilos, SH)
bemihte Metapher auch zu verwenden, die Schweiz musse nicht als Letzte den Kosovo
verlassen und ,die Lichter |6schen”. Die beiden Minderheitsantrage verfolgten also
letztlich das gleiche Ziel, eine Rickweisung an den Bundesrat und eine Beendigung des
Schweizer Engagements in der Region.
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Die Fraktionen der SP, der FDP-Liberalen, der GLP und der BDP waren fir Eintreten und
unterstitzen die bundesratliche Vorlage respektive auch die Anpassungen durch die
Stdndekammer. Die SVP-Fraktion - ihr Sprecher Amstutz (svp, BE) war der Ansicht, man
»verbléde” im Kosovo Geld, wahrend andernorts Menschen sterben - wollte die Vorlage
entsprechend dem Minderheitsantrag Il zurtickweisen. Die Grlne Fraktion stellte sich
hinter Mazzone (gp, GE) und ihren Rickweisungsantrag. Bundesrat Parmelin dusserte
sich vor der Eintretensabstimmung ausflhrlich zu den Pléanen der Regierung - und
bewarb diese. Es sei eine rationale und pragmatische Vorlage, die alle Lésungen
offenhalte und mit dem dreijahrigen Horizont auch nicht Uber das Ziel hinausschiesse.
Es sei selbstverstandlich, dass dannzumal eine neue Standortbestimmung nétig sein
werde und dass im Jahresrhythmus dem Parlament Bericht Gber die Einsatze erstattet
werde. In der nachfolgenden Ausmarchung der beiden Ruckweisungsantrage obsiegte
jener Mazzones knapp mit 78 zu 73 Stimmen bei 30 Enthaltungen. Dieser wurde sodann
dem Eintretensantrag der Kommissionsmehrheit gegenitbergestellt, wo er schliesslich
chancenlos blieb. Mit 167 zu 15 Stimmen der geschlossen stimmenden Grinen-Fraktion
und von vier Sozialdemokraten (bei einer Enthaltung) wurde auf die Vorlage
eingetreten.

Die Detailberatung gestaltete sich in der Folge nicht mehr brisant. Zwar gab es zu
einzelnen Artikeln Minderheitsantrage, die Kommission setzte sich jedoch in allen
Punkten durch und die Volkskammer stimmte stets in Ubereinstimmung mit der
standeratlichen Version - es gab also keine Differenzen mehr. Die Vorlage wurde mit
100 zu 76 Stimmen genehmigt.

Militarorganisation

Die SiK des Nationalrates wollte den Militdrdienst attraktiver machen und hierfir die
Regierung mit einem Postulat beauftragen, in einem Bericht mogliche Wege
aufzuzeigen, wie ihr Ansinnen umgesetzt werden kénnte. Vier Eckpfeiler sind dabei von
der Kommission vorgegeben worden. Zunachst sollte die differenzierte oder
qualifizierte Diensttauglichkeit gezielt geférdert werden: Auch Personen mit leichten
korperlichen Einschrankungen sollen zum Militérdienst zugelassen werden kdénnen,
sofern sie dies wollen. Zweitens sollte ,unnotige Blrokratie” fur Milizoffiziere abgebaut
werden. Damit wurden ausserdienstliche Verpflichtungen angesprochen, die mitunter
grosse zeitliche Ressourcen binden und mit alternativen Instrumenten effizienter
angegangen werden konnten. Als dritter Punkt regte die Kommission an,
Militarausbildungen anzuerkennen, wobei die Sicherheitspolitiker insbesondere auf
eine Ausweitung der Anerkennungen abzielten. Diese |dee war wiederholt - auch
bereits erfolgreich - vorgebracht worden. Als vierte Anregung sollten
Weiterbildungskurse (,WKs”) in puncto Qualitat und Attraktivitat einer Kur unterzogen
werden.

In seiner Stellungnahme berief sich der Bundesrat, einmal mehr, auf die WEA, die auch
diese Herausforderungen zu I6sen im Stande sein soll. Deren Auswirkungen lassen sich
jedoch noch nicht einschatzen, weil viele Massnahmen erst 2018 in Kraft treten werden.
Erst dann kénne man entsprechende Schlisse ziehen, das vorgelegte Postulat sei daher
verfriht - so wollte die Regierung den Auftrag zur Berichterstattung abwenden.

Der Nationalrat zeigte sich jedoch unbeeindruckt: Das Postulat wurde mit einer
komfortablen Mehrheit von 122 zu 40 Stimmen und 7 Enthaltungen angenommen. Die
Debatte zog sich nicht sehr lange hin und die Kommissionssprecher verdeutlichten, was
dem Postulat zugrunde lag: Es war der Attraktivitdtszuwachs beim Zivildienst, der
gemass Golay (mcg, GE) dazu fuhre, dass weniger Stellungspflichtige in den Militardienst
eintreten. Statt nun den Zivildienst unattraktiver zu machen, presche man in die andere
Richtung und strebe an, den Militardienst in ein besseres Licht zu stellen - wie es
Dobler (fdp, SG) seitens der Kommission verdeutlichte. Der Verteidigungsminister blieb
bei seinem Votum weitgehend bei den Ausfiihrungen aus der friheren Stellungnahme.
Im Wesentlichen verwies er dabei auf bestehende Prozesse, denen man noch einige
Zeit zur Bewahrung geben moge. Mit der Annahme des Postulats durch das Ratsplenum
wurde der Auftrag der Berichterstattung dennoch erteilt. ®
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Ausriistung und Beschaffung

Die Armeebotschaft 2016 mit dem vierjdhrigen Zahlungsrahmen war in der
Herbstsession des Nationalrates auf der Tagesordnung und sorgte fur eine lebhafte
Diskussion. Fir die Kommission sprach neben Roger Golay (mcg, GE) auch Thomas
Hurter (svp, ZH). Sein Votum er&ffnete er mit einem Rickblick auf vergangene Querelen
um die Armeefinanzen und kam unmissversténdlich zum Schluss, dass es beim
vorliegenden Geschaft um Planungssicherheit gehe. Hurter erklarte, die SiK habe mit 16
zu 8 Stimmen und ohne Enthaltung beschlossen, nicht auf die Vorlage einzutreten und
damit die Haltung des Standerates zu stltzen. Dies entspricht dem wiederholt
geédusserten Willen des Parlamentes, auf den CHF 5 Mrd. jéhrlich zu beharren. Gleiches
liess die Finanzkommission verlauten, deren Sprecher Pirmin Schwander (svp, SZ7)
verdeutlichte, dass es gerade auch im Sicherheitsbereich der Prioridten bedurfe. Das
heisse aus finanzpolitischer Sicht, diesen Antrag zu blockieren. Auch die FK-NR
beantrage folglich Nichteintreten. Etwas konzilianter flgte er aber an, dass die
Finanzkommission sehr wohl wissen moéchte, wie diese CHF 5 Mrd. tatséchlich
eingesetzt wirden. Insofern seien das VBS, aber auch die Armee gefordert.

Es gab jedoch auch Eintretensantrage aus beiden Kommissionen. Eine Minderheit
Galladé (sp, ZH) setzte sich in der SiK fur Eintreten ein, eine Minderheit Amarelle (sp,
VD) stellte den entsprechenden Antrag in der FK-NR. Letzterer Minderheitsantrag
beinhaltete gleichzeitig einen Antrag auf Ruckweisung an den Bundesrat mit der
Forderung, aufzuzeigen, was mit den CHF 20 Mrd., dies entspricht dem
Zahlungsrahmen Uber vier Jahre a CHF 5 Mrd., finanziert werden soll. Folglich zeigte
man sich von Seiten der Kommissionsminderheiten kritisch: Auf den Zahlungsrahmen
nicht einzutreten, ké&me einer Diskussionsverweigerung gleich. So wirde sich die SP
gegen Nichteintreten aussprechen und in einem zweiten Schritt den Antrag Amarelle
unterstitzen, wonach der Bundesrat die Verwendungszwecke des Finanzdaches
darlegen solle. Chantal Galladé kam nicht nur auf das gescheiterte Projekt BODLUV zu
sprechen, sondern interpretierte das Volksnein zum Gripen als Ausdruck des Willens
zur Einsparung von CHF 300 Mio. pro Jahr. Der Erfolg blieb jedoch aus, mit 128 zu 61
Stimmen beschloss der Nationalrat ebenfalls, nicht auf die Vorlage einzutreten. Er
folgte damit also dem Erstrat, womit diese Vorlage ad acta gelegt werden konnte. *

Fiir effiziente zentrale Beschaffungsstellen setzte sich Roger Golay (mcg, GE) Ende
2016 ein. Der in der SVP-Fraktion politisierende Angehoérige des MCG wollte sich mit
einem gleichlautenden Postulat darum bemuihen, etwas Licht in die finanziellen
Rahmenbedingungen flr die Armasuisse, aber auch fur andere Beschaffungsstellen, zu
bringen. Eine Zentralisierung von Dienststellen habe zudem Effizienzsteigerungen zum
Ziel, argumentierte er. Im geforderten Bericht solle aufgezeigt werden, welches die
spezifischen Bedurfnisse der Armasuisse seien und wie Ressourcen umverteilt werden
kénnten, die bis anhin in verschiedenen Departementen vorhanden gewesen und im
Nachgang an die Reduzierung von Beschaffungsstellen frei geworden seien. Der
Postulant empfand es als stossend, dass das Volumen der Auftrage, welche die
Armasuisse von ausserhalb des VBS erhielt, gestiegen war. Diese Zusatzbelastung flihre
dazu, dass die Beschaffungsauftrage nicht mehr fristgerecht und hochqualitativ
bewaltigt werden kénnten, was unter anderem zu Engpéssen flhre. Hinzu komme eine
Reduktion des Armasuisse-Personals um 15 Prozent in den letzten Jahren, was ebenfalls
dazu beitrage, dass komplizierte Beschaffungen des Bundes, die teilweise umstritten
oder problembehaftet seien, nicht zufriedenstellend abgewickelt werden kénnten.

Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates. Eine Diskussion ertbrigte sich
damit im Nationalrat, das Geschaft wurde in der Frihjahressession 2017 diskussionslos
und stillschweigend angenommen. 33 Parlamentarierinnen und Parlamentarier aus dem
rechtsblrgerlichen Lager hatten den Vorstoss bei der Einreichung mitunterzeichnet.

Dieses Postulat von Golay stitzte sich auf eine Reihe éhnlicher Vorstdsse, die kurz zuvor
behandelt worden waren. Angestossen worden war die Diskussion Mitte 2016 von
Nationalrat Barrile (sp, ZH; Ip. 16.3564). «Wurden die Hausaufgaben bei
Rustungsbeschaffungen gemachte», fragte der Zlrcher Sozialdemokrat den Bundesrat
und sprach eine Reihe von Beschaffungen an, die seiner Meinung nach problematisch
waren. Er kritisierte insbesondere verwaltungs- respektive bundesamtsinterne Prozesse
bei der Beurteilung von anzuschaffenden Rustungsgitern. Die dazu verfasste
Stellungnahme des Bundesrates befriedigte den Interpellanten nur teilweise, weswegen
eine Ratsdebatte im Herbst 2016 verschoben wurde. Spater wurde das Geschaft
abgeschrieben, weil die Aspekte im oben beschriebenen Prozess aufgenommen worden
waren.

Ende 2016 beklagte Edith Graf-Litscher (sp, TG; Po. 16.3767) in ihrem Postulat, dass das
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VBS zu viele Auftréage freihandig vergebe. Die Sozialdemokratin war der Meinung, dass
mehr Beschaffungen im Ublichen Wettbewerbsverfahren vergeben werden sollten. lhr
Vorstoss wurde auf Antrag der Regierung abgelehnt.

Im Mérz 2017 nahm Angelo Barrile (sp, ZH; Mo. 16.3815) diesen Aspekt in einer Motion
wieder auf. Der Motionér verlangte mehr Rechtsschutz bei Beschaffungen des VBS. Sein
Ziel war es, dass der Anteil von Beschaffungen, die nicht den WTO-Regeln unterstellt
sind, auf das sicherheitspolitisch unverzichtbare Minimum zu begrenzen sei.
Grundsatzlich sollten die Beschaffungen den gangigen WTO-Richtlinien entsprechend
ausgeschrieben werden, womit sowohl Rechtsschutz als auch Transparenz erhéht
wirden. Der Nationalrat lehnte diesen Vorstoss mit 120 zu 60 Stimmen (bei drei
Enthaltungen) ab.

Bevor Golay mit seiner Motion Ende 2016 den hier beschriebenen Prozess ins Rollen
brachte, hatte auch er sich im Herbst zuvor mit einer Frage (Frage 16.5397) an die
Landesregierung gewandt. Er wollte wissen, ob die Armasuisse Uber angemessene Mittel
und Ressourcen verflige, um ihre zahlreichen und anspruchsvollen Aufgaben
wahrnehmen zu kénnen. Der bundesratlichen Antwort war zu entnehmen, dass die
zustandigen Stellen tatsachlich vor Herausforderungen stinden, jedoch bereits
entsprechende Abklarungen im Gange seien. Man sei bemiht, samtliche wichtigen
Beschaffungsmandate mit der notigen Sorgfalt zu erfullen. °

Gut zwei Jahre nach Annahme des Postulats Golay (mcg, GE) fiir effiziente zentrale
Beschaffungsstellen wurde der geforderte Bericht publiziert. Mit der Erarbeitung war
die BKB, die Beschaffungskonferenz des Bundes, betraut worden, die sich ihrerseits
von einem externen Berater unterstitzen liess. Grundséatzlich wurde in der Studie
Verbesserungspotenzial beim Beschaffungswesen ausgemacht. Der Personalbedarf
konnte jedoch noch nicht abschliessend abgeschatzt werden, weswegen zu personellen
Ressourcen keine Aussagen gemacht wurden.

Die Autorinnen und Autoren skizzierten zwei Massnahmen, wie die Effektivitat und die
Effizienz im Beschaffungswesen gesteigert werden kdnnen. So sollen bereits frih in den
zu tatigenden Beschaffungsprozessen Fachpersonen beratend beigezogen werden.
Dadurch sollen Zeit- sowie Qualitatsgewinne erzielt werden. Zentral sei dabei ein gutes
Vertrauensverhaltnis zwischen den involvierten Personen und Einheiten. Zweitens gelte
es, selbstverschuldete Zeitverzégerungen zu vermeiden. Selbstkritisch sprach man
seitens der Verwaltung auch den Hang zur absoluten Risikovermeidung an. Stattdessen
solle eine faire Fehlerkultur geférdert werden. Zu héaufige Bereinigungsrunden wirden
die Prozesse unndtig in die Lange ziehen.

Im Bericht wurden zudem konkrete Verbesserungsmassnahmen aufgefthrt, die in den
verschiedenen Beschaffungsstellen entweder bereits in Umsetzung waren oder die
angestrebt wurden. Die Regierung zeigte sich zuversichtlich, dass eine qualitativ
hochstehende Beschaffung des Bundes mdglich ist, auch ohne erhdhten
Personalbestand. Zur weiteren Begleitung dieser Qualitatssicherung wurden die BKB
und die zentralen Beschaffungsstellen beauftragt, bis Ende 2020 die Wirksamkeit der
Massnahmen zu Uberprifen und dartber Bericht zu erstatten.

Im Hinblick auf diese Publikation liess die FK-NR verlauten, dass sie in dieser Sache
keinen weiteren Handlungsbedarf sehe. ¢

Zivildienst und Dienstverweigerung

Die sich um die Armeebestande sorgende SiK-NR des Nationalrates forderte mit einer
weiteren Kommissionsmotion den Bundesrat auf, dafir zu sorgen, dass auch
Zivildienstleistende fiir die Offentlichkeit erkennbar gemacht werden, so wie die
Militardienst- und Zivilschutzleistenden, die auch auf der Strasse als solche erkennbar
seien. Damit sollen ,mindestens in diesem Bereich” gleichlange Spiesse geschaffen
werden, so die Kommission in ihrer kurzen Begriindung zum Anliegen, das jedoch von
neun Kommissionsmitgliedern nicht mitgetragen wurde.

Die Regierung stellte dem kurzen und klaren Antrag eine langere Reaktion gegenulber.
Geltende Normen liessen die geforderte Erkennung bereits zu, denn es gebe
entsprechende Kleidungsstiicke bereits, sie seien jedoch nicht als Uniform zu fassen
und Uberdies gelte keine Tragpflicht. Letztere sei auch nicht durchsetzbar, so die
Einschatzung des Bundesrates, weil die Zivis bei mehr als 5'000 Stellen und Betrieben
ihre Dienste leisten und auch von diesen gefihrt werden. Anders als
Militéardienstleistende und  Zivilschutzer sind  Zivildienstleistende nicht aus
volkerrechtlichen Verpflichtungen angehalten, Uniformen zu tragen - sie sind nicht
einer Truppe angehorig. Diverse weitere Einschréankungen, beispielsweise
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Hygienerichtlinien in Pflegeeinrichtungen, spréchen zusatzlich gegen ein strenges
Bekleidungsreglement. Seit 2016 gibt es die freiwillige Kennzeichnung fur den
Zivildienst und sie hatte damals Kosten von rund CHF 500'000 verursacht. Rund CHF
1,8 Mio. wirde es nach Rechnung der Regierung jéhrlich kosten, wenn eine umfassende,
uniforme Kleidungslinie an die Zivis abgegeben wirde, was einer Verdreifachung der
Kosten entsprache. In der Summe kam der Bundesrat zum Schluss, die Motion sei nicht
zu unterstitzen.

In der Ratsdebatte pragten die SVP-Fraktion, respektive ihre Exponenten in der SiK,
Roger Golay (mcg, GE) und Werner Salzmann (svp, BE), den Diskurs. Beide Redner
flhrten ein Gerechtigkeitsargument an. Es sei wichtig, dass auch Zivildienstleistende,
wie andere Dienstpflichtige auch, erkannt wirden. Es sei ferner wichtig, dass erkennbar
sei ,wer Zivildienst leistet und welche wertvolle Arbeit auch Zivildienstler vollbringen”,
so Salzmann. Dagegen wurde vorgebracht, dass die Vielfalt der Tatigkeiten, denen die
Zivildienstleistenden nachgehen zu gross sei und unmoglich allgemein geltende
Weisungen herausgegeben werden konnten. Bundesrat Schneider-Ammann blieb nicht
viel mehr Ubrig, als die bereits vorgebrachten Gegenargumente noch einmal darzulegen
- erfolglos: Die grosse Kammer Uberwies die Motion mit 103 zu 69 Stimmen und sechs
Enthaltungen an die Standekammer. ’

1) AB NR, 2017, S. 1197

2) AB NR, 2017, S. 964 ff.; BaZ, TA, 9.6.17

3) AB NR, 2017, S. 511 ff.

4) AB NR, 2016, S. 1431 ff.; Medienmitteilung SiK-NR vom 5.7.16; TA, 21.9.16
5) ABNR, 2017, S. 544

6) Bericht BR vom 1.5.19; Medienmitteilung FK-NR vom 22.5.19

7) AB NR, 2017, S. 1141 ff.; BU, BZ, 16.6.17

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



